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Liebe Kollegin, lieber Kollege,

über die eigenen Arbeitsbedingungen mitzuentscheiden, sollte nach 

100 Jahren gesetzlicher Mitbestimmung überall selbstverständlich sein. 

Gerade in Zeiten großer Umbrüche – wie wir sie aktuell in der Arbeitswelt 

erleben – ist es geboten, Beschäftigte aktiv einzubinden. Im Gesundheits- 

und Sozialwesen gehören gute Arbeitsbedingungen für die professio-

nell Helfenden und eine qualitative Arbeit unmittelbar zusammen. Eine 

qualitative Arbeit für und mit Kindern, Jugendlichen, Familien, Menschen 

mit Behinderungen, Patient*innen und pflegebedürftigen Menschen. Wer 

solch elementare Aufgaben für unsere Gesellschaft erbringt, braucht eine 

wirksame Interessenvertretung – unabhängig davon, ob man bei einem 

öffentlichen, kommerziellen oder frei-gemeinnützigen beziehungsweise 

kirchlichen Trägern beschäftigt ist. 

Anlässlich des Jubiläums unterziehen wir die Mitbestimmung in kirch-

lichen Betrieben mit dieser »Streitschrift« einer kritischen Betrachtung. 

1919 galt das Betriebsrätegesetz noch für alle Betriebe. Seit 1952 sind 

konfessionelle Träger aus dem Betriebsverfassungsgesetz ausgenommen. 

Erst Jahrzehnte später mussten die Kirchen auf großen Druck reagieren, 

sie haben dann eigene Mitbestimmungsregeln innerhalb des Kirchen-

rechts geschaffen. Mitarbeitervertretungen haben jedoch schwächere 

Rechte als die »weltlichen« Betriebsräte.

Nichts rechtfertigt, dass Beschäftigte bei Kirchen und ihren Wohlfahrts-

verbänden Diakonie und Caritas weniger über ihre Arbeitsbedingungen 

mitbestimmen können als ihre Kolleginnen und Kollegen bei der Arbeiter-

wohlfahrt, dem Deutschen Roten Kreuz oder dem Paritätischen. Sie  

machen die gleiche Arbeit und kennen die gleichen Probleme um zu  

wenig Personal, Dienstplanung und schwierige Arbeitsorganisation. 

100 Jahre Mitbestimmung und Tarifverträge 
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Diese »Streitschrift« setzt sich mit den Arbeits- 

beziehungen von kirchlichen Arbeitgebern, Be-

schäftigten und ihrer Gewerkschaft auseinander. 

Gut, dass die Sonderrolle der Kirchen seit einiger 

Zeit auch juristisch auf dem Prüfstand steht.  

Urteile des Bundesarbeitsgerichts zeigen: Die Re-

geln sind aus der Zeit gefallen. Zu Recht wird nicht 

hingenommen, dass die Diakonie bei Einstellungen 

noch immer Kirchenzugehörigkeit verlangt, ob-

wohl der persönliche Glaube für die jeweiligen Stellen nicht relevant ist. 

Genauso kritikwürdig ist die Kündigungspraxis der Caritas wegen Heirat 

nach einer Scheidung. Ein Chefarzt behandelt doch seine Patient*innen 

nicht schlechter, weil er sich zu seiner neuen Partnerin bekennt. Solche 

Entscheidungen der Kirchen finden auch keine gesellschaftliche Akzep-

tanz mehr. Man kann den Kirchen nur dringend empfehlen, die Zeichen 

der Zeit zu erkennen und ihren antiquierten Sonderstatus aufzugeben. 

Den mehr als 1,1 Millionen Beschäftigten dürfen nicht länger elementare 

demokratische Rechte vorenthalten werden. Deshalb gehen wir in die 

offensive Auseinandersetzung um die Rechte von Beschäftigten in kirch-

lichen Einrichtungen. Übrigens muss man nicht warten, bis einem das 

eigene Recht zugebilligt wird, man darf es sich nehmen!

Herzliche Grüße

Sylvia Bühler 

Sylvia Bühler, Mitglied  

im ver.di-Bundesvorstand
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1919 war für die abhängig Beschäf-

tigten in Deutschland ein bedeutsames 

Jahr – mit weitreichenden Auswirkungen 

bis in die heutige Zeit. Es war das Geburts-

jahr der Mitbestimmung. Vorausgegangen 

waren heftige Auseinandersetzungen in den 

Betrieben und gesellschaftliche Umwälzun-

gen bis hin zur Revolution von 1918. Nach 

dem Sturz des Kaiserreichs wurden mit der 

Weimarer Reichsverfassung demokratische 

Grundrechte verbrieft. Die gesetzliche Mit-

bestimmung war geboren, Gewerkschaften 

als Interessenvertretung der Beschäftigten 

wurden anerkannt und die Tarifvertragsord-

nung verabschiedet, als erste gesetzliche 

Grundlage für Tarifverträge. Zur Würdigung 

dieser besonderen Jubiläen veröffentlicht 

der ver.di-Fachbereich Gesundheit, Soziale 

Dienste, Wohlfahrt und Kirchen in diesem 

Jahr eine Reihe von Streitschriften. Sie ver-

knüpfen die historischen Erfahrungen mit 

aktuellen Herausforderungen – auch und 

gerade in Bezug auf kirchliche Betriebe.

Die vorliegende Streitschrift befasst sich mit 

der gesetzlichen und gewerkschaftlichen 

Mitbestimmung in Deutschland (duale Inter-

essenvertretung). Die anderswo geltenden 

Standards werden von den Kirchen hier-

zulande nicht eingehalten. Sie haben ein 

eigenes, strukturell schwächeres Mitbestim-

mungsrecht etabliert. Wir argumentieren in 

dieser Streitschrift, warum die Umsetzung 

weltlicher Mitbestimmungsrechte als Min-

deststandard auch in den Kirchen über-

fällig ist. Die zweite Streitschrift wird sich 

anlässlich des 70-jährigen Bestehens des 

Tarifvertragsgesetzes mit der tarifpolitischen 

Entwicklung in kirchlichen Einrichtungen 

beschäftigen. Die dritte Streitschrift wagt 

einen Blick in die Zukunft und befasst sich 

mit dem nahenden Ende des kirchlichen 

Sonderwegs im Arbeitsrecht. Die Streit-

schriften sollen auf Widersprüchliches und 

offene Fragen hinweisen, zuspitzen und zur 

Diskussion anregen. Sie sind keine offiziel-

len Verlautbarungen oder Beschlüsse von 

ver.di.

 
Interessenkonflikt, Spaltung, Mitbestimmung 
–              und der kirchliche Sonderweg
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Gegensätzliche Interessen

Abhängig Beschäftigte und Unternehmen, 

meist »Arbeitgeber« genannt, haben in den 

entscheidenden Fragen unterschiedliche, 

einander entgegengesetzte Interessen 

(siehe Abbildung 1). Das gilt für Löhne und 

Arbeitszeiten ebenso wie für die Arbeits- 

intensität und andere Fragen. Die Beschäf-

tigten befinden sich dabei in einer Position 

der strukturellen Unterlegenheit. Sie  

sind darauf angewiesen, ihre Arbeitskraft 

auf dem (Arbeits-)Markt zu verkaufen.  

Der Arbeitgeber braucht zwar auch Be-

schäftigte, damit sie Umsätze und Profite 

für ihn erzeugen. Diese sind in der Regel 

allerdings austauschbar. Die Beschäftigten 

stehen sich auf dem Arbeitsmarkt als Kon-

kurrent*innen gegenüber. Daher können sie 

gegeneinander ausgespielt und die Löhne 

gedrückt werden. Aus dieser Konstellation 

ergibt sich eine strukturelle Unterlegenheit 

der Beschäftigten, die es auszugleichen  

gilt. Dazu dienen Gewerkschaften, Tarif- 

verträge und Mitbestimmung. Sie sollen  

die Konkurrenz minimieren und die Würde 

der abhängig Beschäftigten schützen.1

Doch was in der sonstigen Arbeitswelt 

längst anerkannt ist, soll in den Kirchen 

angeblich nicht gelten. Kirchliche Arbeit-

geber ziehen nach wie vor in Zweifel, dass 

ein Interessengegensatz zwischen ihnen 

und den Beschäftigten besteht. Regelmäßig 

werden theologische Herleitungen bemüht, 

um den vermeintlichen Unterschied beim 

Betriebszweck weltlicher und kirchlicher 

Einrichtungen zu begründen. Ganz so,  

als würden zum Beispiel alte Menschen  

in einem Pflegeheim der AWO anders  

gepflegt als bei der Caritas. Als wären  

Aufbau- und Ablauforganisation in einer  

öffentlichen Klinik anders als in einer  

diakonischen Einrichtung. Als würden  

die Pflege- und Servicekräfte in kirchlichen 

Betrieben nicht in erster Linie arbeiten 

gehen, um davon zu leben. 

‰¶
¶
¶¶

	 Mitbestimmung in kirchlichen Betrieben
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Konfliktbereich Arbeitgeberinteressen Arbeitnehmerinteressen

Bestand  
des Arbeitsplatzes

Einsetzbarkeit der Arbeitskräfte je 
nach wirtschaftlichen, gesetzlichen 
und technischen Vorgaben

Sicherer Arbeitsplatz für jede*n  
Arbeitswillige*n

Arbeitseinkommen Niedrige Arbeitskosten Ausreichendes, gleichmäßiges und 
gesichertes Einkommen

Arbeitsinhalt,  
Qualifikation

Gestaltung nach wirtschaftlichen, 
gesetzlichen und technischen  
Vorgaben; Einsetzbarkeit nach 
Unternehmens- und Betriebszielen

Selbstverwirklichung in der Arbeit 
(Berufsethos) durch hohe und 
breite Qualifikation

Arbeitszeit Einsetzbarkeit je nach betriebli-
chen Anforderungen; hohe Ein-
satzzeiten für »Kernarbeitskräfte«, 
kurzzeitige und schwankende 
Arbeitszeit für »Spitzenbedarf«

Arbeitszeit ohne übermäßige 
Belastung mit angemessener Erho-
lungszeit und Freizeit zur Erholung 
und Teilnahme am gesellschaftli-
chen Leben nach eigener Entschei-
dung über ihre Verteilung 

Sonstige Arbeits-
bedingungen

Niedrige Arbeitskosten; Arbeitsin-
tensivierung; Herrschaftssicherung

Physische und psychische Inte- 
grität (menschengerechte Arbeits-
bedingungen)

Abbildung 1:  Konfliktbereiche zwischen Arbeitgebern und Beschäftigten

(Quelle: Kittner, Michael; Deinert, Olaf: Arbeits- und Sozialordnung, 44., überarbeitete Auflage, Frankfurt am Main, 
Bund-Verlag 2019, S. 20, eigene Darstellung)

Um ihre strukturelle Unterlegenheit zumin-

dest teilweise auszugleichen, müssen Be-

schäftigte kollektiv handeln. Einzeln sind sie 

dem Willen des Arbeitgebers ausgeliefert. 

Deshalb schließen sie sich zusammen und 

setzen sich gemeinsam in ihrem Betrieb für 

bessere Löhne und Arbeitsbedingungen 

ein. Das ist der Ursprung von Gewerk-

schaften. Historisch entstanden sind sie 

als Berufs- und Selbsthilfeorganisationen, 

die später begannen, sich über einzelne 

Berufsgruppen und Betriebe hinweg zu 

organisieren. Dabei gilt auch für kirchliche 

Einrichtungen: Die Gewerkschaft lebt durch 

die Kolleginnen und Kollegen, die in dem 

Betrieb arbeiten und solidarisch für gute 

Arbeitsbedingungen einstehen. Sie sind 

»die« Gewerkschaft.

8
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Die Gewerkschaften entstanden als Teil 

der Arbeiterbewegung. Doch hat das 

einen Bezug zu den kirchlichen Betrieben 

von heute? Eindeutig ja, auch wenn sich 

Beschäftigte in diesen Betrieben zumeist 

nicht mit dem Arbeiterbegriff identifizieren 

oder als Angehörige einer Klasse sehen. 

Wichtiger als ein Begriff sind die Eigen-

schaften, die sie miteinander verbinden: 

Mindestens 1,1 Millionen Beschäftigte in 

kirchlichen Wohlfahrtsverbänden gehen für 

ihren Broterwerb einer Lohnarbeit nach. Sie 

sind abhängig beschäftigt und dem oben 

dargestellten Interessenkonflikt ausgesetzt. 

Mittlerweile organisieren sich immer 

mehr Beschäftigte kirchlicher Einrichtungen 

in ihrer Gewerkschaft ver.di. Lange war 

das nicht der Fall und bis heute kursieren 

falsche Aussagen in kirchlichen Einrichtun-

gen, zum Beispiel darüber, ob Beschäftigte 

Mitglied der Gewerkschaft sein dürfen oder 

nicht. Das dürfen sie selbstverständlich. 

Dass manche das nicht wissen, liegt auch 

an der Kommunikation kirchlicher Arbeit-

geber in ihren Belegschaften, die spaltend 

wirkt. Ein wichtiges Beispiel ist der Begriff 

der »Dienstgemeinschaft«. Eine schein-

bar wirksame Konstruktion: Die Kirchen 

verknüpfen eine theologische Bedeutung 

mit der zu leistenden Arbeit mit und an 

Menschen, die Unterstützung, Beratung, 

Pflege und vieles mehr benötigen. 

Der Begriff der Dienstgemeinschaft sugge-

riert: Für unsere Arbeit wird niemand Drit-

tes gebraucht, Kräfte »von außen« stören. 

Damit ist die Gewerkschaft gemeint, die 

auf ihren hauptamtlichen Apparat reduziert 

wird. Dabei sind es vor allem die Mitglie-

der im Betrieb, die eine Gewerkschaft 

ausmachen. Dieses von der Kirchenspitze 

geschaffene Bild soll spalten: »Wir hier« 

in der theologisch begründeten Dienst-

gemeinschaft, dort die »betriebsfremde« 

Gewerkschaft. 

Aus der Präambel des MVG.EKD

»Kirchlicher Dienst ist durch den Auftrag 
bestimmt, das Evangelium in Wort und 
Tat zu verkündigen. (…) Die gemeinsame 
Verantwortung für den Dienst der Kirche 
und ihrer Diakonie verbindet Dienststel-
lenleitungen und Mitarbeiter wie Mitar-
beiterinnen zu einer Dienstgemeinschaft 
und verpflichtet sie zu vertrauensvoller 
Zusammenarbeit.« 2 

 

Spaltungsversuche der Kirchen
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Kirchen dürfen ihre eigenen (»inneren«) 

Angelegenheiten selbst regeln. Dazu 

zählen sie auch die Mitbestimmungsrechte 

sowie Lohn- und Arbeitsbedingungen der 

Beschäftigten. Deshalb erscheint ihnen eine 

selbstständige, von den Kirchen unab-

hängige Gewerkschaft als vermeintlich 

unnötig. Sicherlich gibt es Unterschiede 

zwischen kommerziellen und kirchlichen 

Arbeitgebern. Aber wo liegt zum Beispiel 

der Unterschied zu den Aufgaben, die 

weltliche Wohlfahrtsunternehmen wahr-

nehmen? In ihren Leitbildern beschreiben 

sie, dass sie sich unter anderem der Hilfe 

leidender Menschen und sozialen Dienst-

leistungen verpflichtet fühlen3 – so, die 

wie die kirchlichen Wohlfahrtsverbände 

auch.4 Dennoch erkennen die weltlichen 

Verbände Gewerkschaften in der Regel als 

Tarifpartner an, ebenso die Tatsache, dass 

ihre Beschäftigten sich als Gewerkschaf-

ter*innen organisieren und 

betätigen. Die Kirchen und 

ihre Wohlfahrtsverbände 

täten gut daran, die Rea- 

lität anzuerkennen und  

das weltliche Arbeitsrecht 

ohne Einschränkungen 

anzuwenden. Es würde 

von Respekt den eigenen 

Beschäftigten gegenüber 

zeugen und ihnen oben-

drein weitere gerichtliche 

Niederlagen ersparen.5

Was steckt letztlich hinter dem Versuch  

der Kirchen, einen Begriff wie »Dienstge-

meinschaft« zu besetzen bzw. ihm eine 

eigene Bedeutung zu verleihen? Er dient 

dazu, ein »wir hier unter uns« zu konst-

ruieren, was eine klare Abgrenzung nach 

außen darstellt. Zudem soll er suggerieren: 

»Wir lösen alles im Sinne des Auftrags im 

Konsens.« Das wird allerdings weder dem 

real existierenden Interessengegensatz 

gerecht, dem Beschäftigte in kirchlichen 

Wohlfahrtsverbänden gegenüber ihren 

Arbeitgebern täglich ausgesetzt sind. Noch 

erscheint es redlich, dafür eine Begründung 

theologisch herzuleiten, die massive indivi-

dual- und kollektivrechtliche Auswirkungen 

für sehr viele Beschäftigte hat. Zum Begriff 

der Dienstgemeinschaft gibt es bislang 

zudem überhaupt keinen theologischen 

Konsens.6  

Arbeitgeber
organisierte 

Arbeitnehmer*innen
Gewerkschafts-

sekretär*in

Dienstgemeinschaft »Die« Gewerkschaft

➠➠

➠

KIRCHLICHER BETRIEB

                              

Gewerkschafts-
sekretär*inArbeitgeber

organisierte 
Arbeitnehmer*innen

organisierte Arbeitnehmer*innen
anderer Betriebe

➠

➠

➠

»Die« Gewerkschaft

KIRCHLICHER BETRIEB

            Arbeitgebern                Gewerkschaften     

Quelle: eigene Darstellung
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Quelle: eigene Darstellung

Abbildung 2:    		  Arbeitsbeziehungen in kirchlichen   Betrieben aus Sicht von: 
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Der Begriff dient in der heutigen Praxis 

kirchlicher Arbeitgeber dazu, die vermeint-

liche Besonderheit der eigenen Hilfearbeit 

herauszustellen und – arbeitsrechtlich – Be- 

dingungen zu schaffen, unter denen die 

Belegschaften schlechter gestellt sind. Den 

Beschäftigten und ihren Interessenvertre-

tungen werden lediglich Rechte in Umfang 

und Wirksamkeit zugestanden, die nötig 

sind, um »nach außen« behaupten zu 

können, Mitbestimmung und Beteiligung 

seien vorhanden. In erster Linie scheint es 

darum zu gehen, staatliches kollektives 

Arbeitsrecht zu umgehen.7 Vor diesem Hin-

tergrund wirkt es geradezu anachronistisch, 

dass die überwiegende Rechtsprechung in 

der Bundesrepublik Deutschland die frag-

würdige Überhöhung kirchlicher Arbeitsver-

hältnisse mit Hilfe des Begriffs der Dienst-

gemeinschaft anerkennt und akzeptiert.

Die strukturelle Unterlegenheit von Beschäf-

tigten wird jedenfalls nicht wirksam ausge-

glichen. Und das scheint kirchenseitig auch 

gar nicht gewollt. Klar, dass ihnen Gewerk-

schaften missliebig sind, die Beschäftigten 

Hilfe zur Selbsthilfe geben und emanzipa-

torisch auf sie wirken. Das Gebaren der 

Arbeitgeber unter dem Dach von Diakonie 

und Caritas in den vergangenen Jahren und 

in aktuellen Fällen führt dazu, dass eine 

wachsende Zahl von Beschäftigten sich von 

dem spalterischen Begriff der sogenannten 

Dienstgemeinschaft nicht mehr täuschen 

lässt. Der Widerstand in den Betrieben 

gegen schlechte Lohn- und Arbeitsbedin-

gungen wächst und es ist folgerichtig, sich 

in ver.di zu organisieren. Denn der nächste 

Schritt ist, den Widerstandswillen in eine so-

lidarische Selbstermächtigung zur Verbesse-

rung der Arbeitsbedingungen umzuwandeln. 
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sekretär*in
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➠
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Quelle: eigene Darstellung
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Duale Interessenvertretung

Mitbestimmung ist eine Form der Grund-

rechtsverwirklichung 8 von abhängig 

Beschäftigten, die sich als dual charakte-

risieren lässt: Auf der einen Seite hat die 

Mitbestimmung durch gewählte Interes-

senvertreter*innen in den Betrieben eine 

gesetzliche Grundlage. Für privatrechtliche, 

weltliche 9 Betriebe gilt das Betriebsver-

fassungsgesetz (BetrVG). Für den kirch-

lichen Bereich gilt unabhängig von der 

Rechtsform der Einrichtung das jeweilige 

Mitbestimmungsgesetz auf kirchengesetz-

licher – nicht-staatlicher – Grundlage. Im 

evangelischen Bereich handelt es sich um 

das Mitarbeitervertretungsgesetz (MVG), im 

katholischen Bereich um die Mitarbeiterver-

tretungsrahmenordnung (MAVO). Daneben 

steht die gewerkschaftliche Mitbestimmung 

und Organisierung. Sie basiert auf einem 

grundlegenden Recht, das ausgeübt und 

auf diese Weise mit Leben erfüllt werden 

muss: Es ist das Recht bzw. die Freiheit von 

Beschäftigten, Koalitionen zu bilden und in 

Artikel 9 Absatz 3 Grundgesetz verankert. 

Sich in der Gewerkschaft zu organisieren, 

ist verfassungsrechtlich geschützt – aus-

drücklich auch in kirchlichen Einrichtungen. 

Dass die beiden Stränge der Mitbestim-

mung heute nebeneinanderstehen, geht 

auf das Betriebsrätegesetz von 1920 

zurück. Einerseits war es ein Fortschritt, 

dass erstmals eine gesetzliche, kollektive 

Interessenvertretung in den Betrieben  

gewählt werden konnte. Übrigens galt 

das Betriebsrätegesetz auch für kirchliche 

Einrichtungen – es gab keine kirchen-

rechtlichen Sonderwege. Andererseits 

war das Betriebsrätegesetz auch ein Weg, 

die unkontrollierte Selbstorganisation der 

Beschäftigten in Arbeiterräten in sichere 

Bahnen zu lenken und den selbstorganisier-

ten Aktionen und Streiks die Dynamik zu 

nehmen. Zudem war dies der Versuch, die 

Gewerkschaften aus den Betrieben heraus 

zu halten. Betriebsräten und Gewerkschaf-

ten wurden unterschiedliche Rollen zuge-

wiesen: Erstere sollten sich um die Arbeits-

bedingungen im Betrieb kümmern, Letztere 

um die überbetriebliche Rahmensetzung in 

Form von Tarifverträgen. Dass sie aus dem 

betrieblichen Geschehen herausgehalten 

werden sollen, haben die Gewerkschaften 

jedoch nie akzeptiert. Sie sind mit gewerk-

schaftlichen Vertrauensleuten, Betriebs- 

oder Aktivengruppen im Betrieb präsent 

und gestalten dort mit.

Das Betriebsrätegesetz von 1920 verpflich-

tete die Betriebsräte zur »Unterstützung 

des Arbeitgebers in der Erfüllung der Be-

triebszwecke«. Diese Pflicht ist heute kein 

Bestandteil des Betriebsverfassungsgeset-

zes mehr. Jedoch hat die damit verbundene 

MVG
Betriebs- 

verfassung
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Grundidee bis heute Bestand. Betriebsräte 

haben zwar nicht mehr wie 1920 nur be-

ratende Funktion, sondern auch wirksame 

Mitbestimmungsrechte. Doch ein wesent-

licher Unterschied zur gewerkschaftlichen 

Interessenvertretung bleibt bestehen: Be-

triebsräte wie auch Mitarbeitervertretungen 

unterliegen einer Friedenspflicht gegenüber 

dem Arbeitgeber, die für die Durchsetzung 

von Beschäftigteninteressen klare Grenzen 

setzt. Das BetrVG schreibt in § 74 Abs. 2  

S. 1 und 2 vor (§ 33 Abs. 1 MVG.EKD regelt 

es vergleichbar): 

»Maßnahmen des Arbeitskampfes  

zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat 

sind unzulässig (…). Arbeitgeber und 

Betriebsrat haben Betätigungen zu  

unterlassen, durch die der Arbeitsablauf 

oder der Frieden des Betriebs beein- 

trächtigt werden.«

Damit ist der Betriebsrat keine reine Inter-

essenvertretung der Beschäftigten. Sie wird 

vielmehr als »Grenzinstitution«10 im Schnitt-

punkt von Belegschaft, Unternehmenslei-

tung und Gewerkschaft charakterisiert. 

Die strukturelle Trennung von Betriebsräten 

und Gewerkschaften macht eine gute Zu-

sammenarbeit zwischen beiden umso wich-

tiger. Denn Betriebsräten ohne gewerk-

schaftliche Anbindung fehlt das Know-how 

Mitbestimmung  
ist GrundrechtMVG

Tarif- 
verträge

Betriebs- 
verfassung
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für eine konsequente Interessenvertretung. 

Sie blicken nicht über den betrieblichen 

Tellerrand hinaus, ihnen fehlen Informatio-

nen, Schulung und externe Expertise. Nur 

gewerkschaftlich engagierte Betriebsräte 

sind starke Betriebsräte. Ebenso und noch 

mehr gilt das für Mitarbeitervertretungen, 

die über noch weniger Informations- und 

Beteiligungsrechte verfügen.

Damit die Zusammenarbeit zwischen 

Betriebsräten und Gewerkschaften gelingt 

und von Arbeitgebern nicht unterbunden 

werden kann, sind im Betriebsverfas-

sungsgesetz gewerkschaftliche Rechte klar 

geregelt. Dazu gehört beispielsweise der 

Grundsatz, dass sowohl Arbeitgeber als 

auch Betriebsrat mit der im Betrieb vertre-

tenen Gewerkschaft vertrauensvoll zusam-

menzuarbeiten haben. Die Gewerkschaft 

hat unter anderem ein Teilnahmerecht an 

Betriebsversammlungen oder Betriebsrats-

sitzungen und kann Betriebsratswahlen 

einleiten, falls in einem Betrieb keine Inter-

essenvertretung vorhanden ist. 

Das Mitarbeitervertretungsrecht der Kir-

chen ist wesentlich restriktiver. Es blendet 

die Gewerkschaften völlig aus und sieht für 

diese überhaupt keine Rechte vor. Erst die 

Rechtsprechung der vergangenen Jahre, 

dass gewerkschaftliche Aktivitäten in kirch-

lichen Einrichtungen von der im Grund-

gesetz geschützten koalitionsmäßigen 

Betätigung ebenfalls gedeckt sind, hat dazu 

geführt, dass dieses Recht in das MVG auf-

genommen wurde. Grundsätzlich weigern 

sich die Kirchen jedoch, die Rechte von 

Gewerkschaften in ihren Mitbestimmungs-

gesetzen zu stärken. Sie enthalten ihren 

Beschäftigten Rechte vor, die im BetrVG 

Standard sind. Das Ziel ist klar: Sie wollen 

die Gewerkschaften bewusst heraushalten 

und versuchen, zwischen Beschäftigten und 

Gewerkschaft zu spalten (siehe auch Ab-

schnitt »Spaltungsversuche der Kirchen«). 

Unabhängig von der formellen Aufspaltung 

der Interessenvertretung in eine (kirchen-)

gesetzliche und die gewerkschaftliche, 

hängt eine zweckmäßige Verzahnung 

beider maßgeblich vom Selbstverständnis 

der handelnden Akteur*innen ab. Betriebs-

räte und Mitarbeitervertreter*innen dürfen, 

können und sollten gewerkschaftlich 

organisiert und engagiert sein. Sie tragen 

dann zwar »zwei Hüte«, diese schließen 

sich jedoch nicht aus. Vielmehr ist deren 

Verknüpfung eine wertvolle Ressource. So 

können Rechte und Möglichkeiten beider 

Arenen der Interessenvertretung genutzt 

werden, um die Arbeitsbedingungen der 

Beschäftigten zu verbessern und sie zu 

schützen. Gesetzlich verankerte Mitbestim-

mungs-, Informations- und Beratungsrechte 

eröffnen Möglichkeiten, die Gewerkschaf-

ten nicht haben. Andersherum ist die 

gewerkschaftliche Aktivität innerhalb und 

außerhalb des Betriebs grundgesetzlich 

geschützt und unterliegt in Bezug auf Akti-

vitäten unterhalb der Streikschwelle keiner 

Friedenspflicht. 
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Entwicklung des Mitarbeitervertretungsrechts

Die heutigen kircheneigenen, vermeint-

lich einheitlichen Rechtsgrundlagen der 

Mitarbeitervertretung sind mit 27 Jahren im 

evangelischen11 und 48 Jahren im katho-

lischen12 Bereich relativ jung. Was ist die 

Ursache dafür, wenn doch 1920 bereits das 

Betriebsrätegesetz und nach den Kriegs-

jahren 1952 das Betriebsverfassungsgesetz 

verabschiedet wurden? Hinzu kommt die 

Frage: Wie kam es zu einem kircheneige-

nen Mitarbeitervertretungsrecht, wenn das 

Betriebsrätegesetz seinerzeit doch unein- 

geschränkt auch für die Kirchen galt?13  

Das Betriebsrätegesetz galt bis zur Macht- 

übernahme der Nationalsozialisten sowohl 

für weltliche als auch für kirchliche Betriebe. 

Das Selbstverwaltungs- und Selbstordnungs-

recht im Rahmen der für alle geltenden 

Gesetze, das den Kirchen in der Weimarer 

Reichsverfassung (WRV) zugestanden wurde, 

betraf diesen Punkt nicht. Mit der Verab-

schiedung des Grundgesetzes der Bundesre-

publik Deutschland 1949 blieben die Rechte 

der Kirchen unter Bezugnahme auf die WRV 

im Grundgesetz erhalten (Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 137 Abs. 3 WRV).

Grund dafür war die starke Lobbyarbeit der 

Kirchen gegenüber der christdemokratischen 

Regierung Adenauer. Sie nutzten die Span-

nungen zwischen politischem Westen und 

Osten bzw. die deutsche Teilung bewusst 

aus. Diese lieferte ihnen das Argument, dass 

Westdeutschland die Kirchen durch weitrei-

chende Selbstverwaltungs- und Selbstord-

nungsrechte aufwerten könne. So könnten 

indirekt die Durchgriffe des ostdeutschen 

Staates ins Unrecht gesetzt werden.14 Gleich-

zeitig begannen die Gewerkschaften unter 

dem Dach des neu gegründeten Deutschen 

Gewerkschaftsbunds (DGB), ein Mitbestim-

mungsgesetz einzufordern. 1950 legte die 

Regierung einen Entwurf des Betriebsver-

fassungsgesetzes vor, der die Einbeziehung 

der Kirchen und ihrer Einrichtungen vor-

sah. Bis zur Verabschiedung im Jahr 1952 

folgten eine Reihe von Interventionen der 

Kirchenkanzlei der Evangelischen Kirche 

Deutschlands und der katholischen Bischöfe, 

die am Ende erfolgreich waren.15 Die Kirchen 

und ihre Wohlfahrtsverbände wurden von 

der Geltung des Betriebsverfassungsgesetzes 

(BetrVG) ausgenommen. Damit verbunden 

war die Zusage der Kirchen, ein Mitbestim-

mungsrecht »in ebenbürtiger Weise«16 regeln. 

§ 118 Abs. 2 BetrVG  

Geltung für Tendenzbetriebe und 

Religionsgemeinschaften

(2) Dieses Gesetz findet keine Anwendung 

auf Religionsgemeinschaften und ihre 

karitativen und erzieherischen Einrich- 

tungen unbeschadet deren Rechtsform.
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In den folgenden Jahrzehnten forderte 

der DGB insbesondere bei Novellierun-

gen des Betriebsverfassungsgesetzes 

die Einbeziehung der Kirchen, bislang 

allerdings ohne Erfolg. Es dauerte rund 

zwei Jahrzehnte, bis die Katholische 

Kirche 1971 die erste Rahmenordnung 

über eine Mitarbeitervertretungsordnung 

(MAVO) und die Evangelische Kirche 

Deutschlands (EKD) 1972 eine Empfeh-

lung für ein Mustergesetz über Mitarbei-

tervertretungen verabschiedeten. Zwar 

gab es im evangelischen Bereich bereits 

1959 eine erste Musterordnung und 

1973 verabschiedete die Diakonische 

Konferenz eine Mitarbeitervertretungs-

ordnung, doch waren dies keine ein-

heitlich und zwingend umzusetzenden 

Kirchengesetze. Es brauchte 40 Jahre, 

bis die EKD im Jahr 1992 das MVG.EKD 

beschloss, das heute eine einheitliche 

Grundlage für die Gliedkirchen bietet. 

Jedoch gilt auch dieses nicht umfassend, 

die Gliedkirchen regeln Abweichungen. 

Mit Hilfe dieser Kirchengesetze können 

die Kirchen behaupten, dass sie Mitbe-

stimmungsregelungen geschaffen haben.

Doch die 1952 von ihnen angekündigte 

Ebenbürtigkeit gegenüber dem BetrVG  

bleiben die Regelungen schuldig. Sie bein-

halten überwiegend deutlich schlechtere 

Rechte für Mitarbeitervertretungen, was 

aber nicht verwundern kann. Schließlich 

handelt es sich bei den »Gesetzen« nicht 

um staatliches Recht, das parlamenta-

risch diskutiert und verabschiedet wird. 

Sondern es sind Kirchengesetze, die auf 

kirchenrechtlichem Wege zustande kom-

men. Die Kirchen bestimmen selbst, wie 

das geschieht. 

Zwar bemühen sich die Kirchenoberen 

um eine neutrale Rolle als Mittler*innen 

zwischen Beschäftigten und Arbeitgebern 

(hier vor allem in den Wohlfahrtsverbän-

den). Doch tonangebend sind letztlich 

die Arbeitgeber bzw. ihre Verbände, zum 

Beispiel der Verband diakonischer Dienst-

geber in Deutschland (VdDD). Ein Grund 

dafür ist, dass die beiden großen Kirchen 

in Deutschland seit vielen Jahren kontinu-

ierlich Mitglieder verlieren. Sie kompen-

sieren diesen Bedeutungsverlust dadurch, 

dass sie ihre unternehmerischen Aktivitä-

ten in der Wohlfahrtsbranche ausbauen. 

Das führt dazu, dass die Unternehmens-

manager in Diakonie und Caritas gegen-

über den Kirchenvorständen an Macht 

und Einfluss gewinnen. Ein Beispiel für  

die Verschiebung der Machtverhältnisse 

war der Prozess der Novellierung des 

MVG.EKD zwischen 2017 bis 2018. In 

diesem führte das Kirchenamt mehrere 

Anhörungen durch, bei denen die Ar-

beitgebervertreter nicht ein einziges Mal 

auftauchten. Sie hielten es schlicht nicht 

für nötig, sich mit Kirche, Mitarbeiterver-

tretungen oder ver.di über Änderungs-

vorschläge zu verständigen. Druck oder 

wenigstens eine Rüge der Kirche gegen-

über den Arbeitgebern gab es nicht.
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1919/20 Verankerung der Einrichtung von Betriebsräten in Weimarer Reichsverfassung (1919) und 
Verabschiedung des Betriebsrätegesetzes auf der Nationalversammlung (1920); gilt unein-
geschränkt auch für die Kirchen und ihre Einrichtungen

1949 Verabschiedung des Grundgesetzes: Kirchen erhalten ein Selbstordnungs- und Selbstver- 
waltungsrecht im Rahmen der für alle geltenden Gesetze

1950er Durchsetzung eines kirchlichen Sonderwegs mit dem Hauptargument der deutschen 
Teilung; Westdeutschland sollte die Kirchen aufwerten, um so indirekt die Durchgriffe 
des ostdeutschen Staates ins Unrecht zu setzen

Kirchenleitungen bemühen zusätzlich den Begriff der »Dienstgemeinschaft«, als das 
BetrVG beschlossen werden soll (1952); in der Folge werden die Kirchen aus dem  
BetrVG ausgenommen. Erste »Musterordnung für Mitarbeitervertretungen in den  
kirchlichen und diakonischen Einrichtungen«

1971 Verband der Diözesen Deutschlands beschließt Mitarbeitervertretungsrahmenordnung 
(MAVO)

1972 DGB fordert anlässlich der Reformierung des BetrVG vergeblich die Einbeziehung  
der Einrichtungen der kirchlichen Wohlfahrtsverbände; EKD verabschiedet ein Muster 
für ein Kirchengesetz für Mitarbeitervertretungen mit empfehlendem Charakter

1973 Diakonische Konferenz verabschiedet eine »Ordnung für die Mitarbeitervertretungen  
in diakonischen Einrichtungen« (MVO) mit empfehlendem Charakter

1992 Verabschiedung des Mitarbeitervertretungsgesetzes der Evangelischen Kirche Deutsch-
lands (MVG.EKD), in dem die »Dienstgemeinschaft« an prominenter Stelle in der 
Präambel auftaucht; nach Einführung des BetrVG 1952 hat die Verabschiedung einer 
einheitlichen Mitbestimmungsgrundlage bis hierher 40 Jahre gedauert

ab 2001 DGB fordert anlässlich der Reformierung des BetrVG (als Minimalvorschlag) vergeblich 
die Einbeziehung von karitativen oder erzieherischen Einrichtungen von Religions- 
gemeinschaften, wenn sie nicht in die Satzung derer einbezogen sind

2002 ver.di erarbeitet ein Positionspapier mit detaillierten Änderungsvorschlägen für  
das MVG.EKD, u.a. die Aufnahme verbriefter Rechte für Gewerkschaften

2005 Einführung der Einigungsstelle in der MAVO Rahmenordnung; die Einigungsstelle  
kann jeweils für den Bereich der (Erz-)Diözese eingerichtet werden; vor Ort im Betrieb 
sind keine Einigungsstellen möglich

2013 EKD-Synode beschließt Änderungen des MVG.EKD: Einführung einer freiwilligen  
Einigungsstelle auf Grundlage einer Dienstvereinbarung, seither kamen bundesweit  
nur vereinzelt Einigungsstellen zustande

2018 EKD-Synode beschließt die Abschaffung der ACK-Klausel (verpflichtende Kirchenmit-
gliedschaft für Mitarbeitervertreter*innen) und die Einführung einer verbindlichen Ei-
nigungsstelle, allerdings nicht analog des BetrVG; zuvor hatten rund 20.000 Menschen 
für die Abschaffung der ACK-Klausel und die Einführung der obligatorischen Einigungs-
stelle wie im BetrVG unterschrieben; etwa 400 Beschäftigte der Diakonie demonstrie-
ren am Ort der Synode in Würzburg für wirksame Mitbestimmung und Tarifverträge 

Abbildung 3:  Chronik der (kirchen-)gesetzlichen Mitbestimmung
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Die Teilung Deutschlands kann seit  

30 Jahren nicht mehr als Vorwand dafür 

herhalten, dass kirchliche Einrichtungen 

vom Betriebsverfassungsgesetz ausge-

nommen sind. Insofern ist es nicht über-

raschend, dass die evangelische Kirche für 

ihre Verhältnisse zügig nach dem Mauerfall 

eigene Mitbestimmungsgesetze verfasste. 

In diesen sind neue theologische Begrün-

dungen konstruiert, die die Ausnahme vom 

BetrVG begründen sollen. Nicht auszuden-

ken, wenn der staatliche Gesetzgeber auf 

die Idee käme, die Sonderstellung in der 

gesetzlichen Mitbestimmung in Frage zu 

stellen! Insofern ist die Deutung des Begriffs 

»Dienstgemeinschaft« in der Präambel des 

MVG und der MAVO aus Sicht der Kirchen 

geradezu notwendig. Das wäre nicht von 

großem Belang, wenn ihm nicht konse-

quent das Recht der Beschäftigten auf 

wirksame Mitbestimmung untergeordnet 

werden würde. Eine ausführliche Gegen-

überstellung der kirchlichen Mitbestimmung 

und des Betriebsverfassungsgesetzes würde 

an dieser Stelle zu weit führen, ist aber in 

der ver.di-Broschüre »Kirchliche Mitbestim-

mung im Vergleich« zu finden.

Bislang hatten die Rechte kirchlicher Mitar-

beitervertretungen eher den Charakter einer 

Missbrauchskontrolle, statt einer wirksa-

men, gestaltenden Mitbestimmung. Ein 

wesentlicher Grund dafür war die fehlende 

obligatorische Einigungsstelle, wie es sie 

im Betriebsverfassungsgesetz gibt. Damit 

fehlt der MAV ein wichtiges Instrument zur 

Durchsetzung ihrer Mitbestimmungsrechte 

bei sozialen und organisatorischen Angele-

genheiten.17 Das MVG.EKD sieht ab 2020 

eine verbindliche Einigungsstelle vor, die 

in diesen Angelegenheiten zu bilden ist, 

sofern MAV oder Arbeitgeber dies bean-

tragen. Die Kirche hat jedoch nur so viel 

beschlossen wie sie musste, um den Anpas-

sungsdruck nicht völlig zu ignorieren. Statt 

die Einigungsstelle strukturell so zu regeln 

wie im BetrVG, wurde ihr Zustandekom-

men mit Voraussetzungen versehen und ihr 

Wirkungsbereich eingeschränkt. 

Die MAV kann die Einigungsstelle ledig-

lich dann für einen verbindlichen Spruch 

anrufen, wenn der Arbeitgeber Maßnahmen 

sozialer oder organisatorischer Art angehen 

will. Das ist für sich genommen bereits  

ein Fortschritt, weil dazu beispielsweise auch 

die Mitbestimmung über Dienstpläne zählt – 

ein betriebliches Dauerkonfliktfeld. Vor das 

Verfahren ist eine hohe Hürde gesetzt, in-

dem das extrem formalisierte Verfahren nach 

§ 38 MVG.EKD für die MAV in Bezug auf 

Maßnahmen des Arbeitgebers weiterhin zu 

beachten ist, bevor die Einigungsstelle einge-

richtet werden kann. Es ist fraglich, wie dies 

Mitbestimmungsrechte ja – aber nicht zu viele
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in Fällen mit schnellem Regelungsbedürf- 

nis – zum Beispiel bei der Dienstplangestal-

tung – zu einer zeitnahen Lösung führen 

soll. Das Formaldurcheinander birgt ein 

hohes Risiko für Mitarbeitervertretungen, 

Fehler zu begehen und damit berechtigte 

Anliegen nicht durchsetzen zu können.18

Bei Fragen, in denen sie selbst initiativ ge-

worden ist, kann die MAV ebenfalls die Ei-

nigungsstelle zwar anrufen. Doch ist in die-

sen Fällen ihr Spruch auch verbindlich oder 

hat er lediglich empfehlenden Charakter? 

Die Regelung lässt die Anwender*innen im 

Unklaren. Der Wortlaut im MVG.EKD 

 lässt vermuten, dass der Spruch nur eine 

Empfehlung und nicht verbindlich umzu-

setzen ist. Das wäre eine Einschränkung, 

die das Betriebsverfassungsgesetz in dieser 

Form nicht kennt und die eine proaktive 

Interessenvertretung durch die MAV behin-

dern würde. Doch der Vorsitzende Richter 

am Kirchengerichtshof der EKD schätzt die 

Regelung anders ein. Seiner Auffassung 

nach gilt der Spruch verbindlich.19  Die neue 

Regelung zur Einigungsstelle ist ab Januar 

2020 anwendbar und ab dann werden 

die Bereitschaft der Mitarbeitervertretun-

gen, die Einigungsstelle anzurufen, sowie 

etwaige Kirchengerichtsverfahren wohl 

für Klarheit sorgen müssen. Die Interessen 

der Beschäftigten sollten jedenfalls nicht 

nur in Bezug auf Maßnahmen des Arbeit-

gebers wirksam von der MAV vertreten 

und durchgesetzt werden können. Hier 

wird sich zeigen, ob der auch in kirchlichen 

Betrieben bestehende Interessengegensatz 

weiterhin zum Nachteil der Beschäftigten 

im Ungleichgewicht gehalten wird – auf 

kirchenrechtlicher Grundlage, die allein die 

Kirchen bestimmen.

Im katholischen Bereich ist die Bildung 

einer ständigen Einigungsstelle beim (Erz-)

Bischöflichen Ordinariat bzw. Generalvi-

kariat vorgesehen. Das widerspricht dem 

Grundgedanken, eine Lösung für einen 

örtlichen, betrieblichen Konflikt zwischen 

den Betriebsparteien zu finden. Fazit: 

Die kirchengesetzliche Ausgestaltung der 

Einigungsstelle ist in beiden Kirchen ein 

klares Indiz für ihre nach wie vor paterna-

listische Haltung gegenüber den abhängig 

Beschäftigten. Inwieweit das evangelische 

Mitbestimmungsrecht hinsichtlich der 

Einigungsstelle eventuell wirklich eine An-

näherung an das BetrVG bedeutet, hängt 

schlussendlich von den Auswirkungen auf 

das Initiativrecht der MAV ab. Das wird 

die Praxis erst zeigen müssen. Für einen 

detaillierten Vergleich der Mitbestimmung 

zwischen Betriebsverfassungsgesetz und 

kirchlichen Rechtsgrundlagen siehe letzte 

Seite dieser Broschüre. 

§§
§§ §
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Die gesetzliche Mitbestimmung von 

Beschäftigten durch von ihnen gewählte 

betriebliche Interessenvertretungen ist eine 

wichtige Errungenschaft. Die Regelungen in 

der Privatwirtschaft sind wirksamer als die-

jenigen im Kirchenrecht. Das Betriebsver-

fassungsgesetz bietet zum Beispiel bessere 

Durchsetzungsmöglichkeiten für Betriebs-

räte, die selbst initiativ tätig werden, 

um Verbesserungen anzustoßen. Zudem 

kann der Betriebsrat beim Arbeitsgericht 

Zwangsgeld gegen einen Arbeitgeber er-

wirken, der nicht zur Umsetzung willens ist. 

Auch kann ein Arbeitgeber wegen Behin-

derung der Betriebsratsarbeit strafrechtlich 

belangt werden; Gewerkschaften werden 

im Betriebsverfassungsgesetz mit konkreten 

Rechten versehen. 

Dennoch sollte auch das Betriebsverfas-

sungsgesetz kritisch und differenziert 

betrachtet werden. Es bietet den Beschäf-

tigten keine umfängliche Mitbestimmung 

in ihrem Betrieb. Es handelt sich um eine 

»halbierte Demokratie«,20 bei der die  

Beschäftigtenvertretung in bestimmten  

Fragen Einfluss nehmen kann, von zent-

ralen unternehmerischen Entscheidungen 

aber ausgeschlossen ist. 

Das BetrVG sieht für eine Reihe mitbe-

stimmungspflichtiger Angelegenheiten die 

Möglichkeit zur Anrufung der Einigungs-

stelle vor – entweder durch den Betriebs-

rat oder den Arbeitgeber. Anders als im 

kirchlichen Mitbestimmungsrecht ist dieses 

Mittel für den Betriebsrat vorhanden, um 

bei betrieblichen Konflikten zu Lösungen zu 

gelangen. Die Einigungsstelle ist paritätisch 

aus Vertreter*innen der Arbeitgeber- und 

der Arbeitnehmerseite sowie durch einen 

neutralen Vorsitzenden besetzt, auf den 

sich beiden Seiten verständigen müssen. In 

weltlichen Betrieben ist das zumeist eine 

Arbeitsrichterin oder ein Arbeitsrichter. 

Laut Betriebsverfassungsgesetz ersetzt der 

Spruch der Einigungsstelle die Einigung 

zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat und 

setzt damit verbindliches betriebliches 

Recht. Anders als bei der Festsetzung von 

Lohn- und Arbeitsbedingungen durch 

sogenannte Arbeitsrechtliche Kommissi-

onen für Beschäftigte kirchlicher Betriebe 

gibt es ein weiteres Rechtsmittel, denn der 

Spruch der Einigungsstelle unterliegt der 

gerichtlichen Überprüfung. Ist der Betriebs-

rat oder der Arbeitgeber der Auffassung, 

dass die Einigungsstelle die Grenzen ihres 

Ermessens überschritten hat, kann er das 

Arbeitsgericht anrufen. Im BetrVG kommt 

die Einigungsstelle im Sinne einer betrieb-

lichen Streitschlichtung unter Berücksich-

tigung vermeintlich aller Interessen zur 

Anwendung. Erforderlich macht dies der 

Betriebsverfassung wirksamer,  
aber auch kritikwürdig
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Interessengegensatz zwischen Beschäftig-

ten und Arbeitgeber. Da der Gesetzgeber 

den Betriebsparteien eine Friedenspflicht 

auferlegt, muss er ein Mittel zur Verfügung 

stellen, mit dem Konflikte aufgelöst werden 

können. Zwar können sich die Betriebs- 

parteien jederzeit auch während einer 

laufenden Einigungsstelle einigen, doch tun 

sie es nicht, entscheidet letztlich der bzw. 

die Vorsitzende über eine Regelung mit 

Auswirkungen auf viele Beschäftigte. Das 

Ergebnis hat unmittelbare und zwingende 

Wirkung auf die Arbeitsbedingungen der 

Beschäftigten, die unter den Geltungsbe-

reich der Regelung fallen. 

Aus Sicht von ver.di sollte auch die betrieb-

liche Mitbestimmung wesentlich beteili-

gungsorientierter gestaltet werden. Auch 

anderweitig fordern die Gewerkschaften 

Verbesserungen beim Mitbestimmungs-

recht, insbesondere die Ausweitung 

der Reichweite der Mitbestimmung  

durch die Vereinfachung der 

Wahlen und Sanktionen  

bei Wahlbehinderung – die insbesondere in 

profitorientierten Unternehmen leider allzu 

oft vorkommt und zum Teil systematisch 

betrieben wird.21 Zudem treten die Gewerk-

schaften dafür ein, die Mitbestimmung 

bei der Veränderung von Arbeitsabläufen 

oder die Förderung der Gleichstellung der 

Geschlechter zu stärken und den Betriebs-

begriff dahingehend weiterzuentwickeln, 

dass sogenannte Randbelegschaften, zum 

Beispiel Leiharbeiter*innen, aktiv und passiv 

in die Mitbestimmungsgremien einbezogen 

werden können.22 Für den kirchlichen Be-

reich von besonderer Relevanz ist die For-

derung, den sogenannten Tendenzschutz 

abzuschaffen, wozu auch die Nichtanwen-

dung des Betriebsverfassungsgesetzes in 

kirchlichen Betrieben durch § 118 Abs. 2 

BetrVG zählt.23

§„“
21

	 Mitbestimmung in kirchlichen Betrieben



Stellvertreterprinzip oder  
offensive Mobilisierung der Beschäftigten

Gemeinsam ist dem Mitarbeitervertretungs-

recht und dem Betriebsverfassungsgesetz 

das Stellvertreterprinzip: Das BetrVG bietet 

demokratische Einflussmöglichkeiten, ist 

jedoch – wie andere gesetzliche Mitbestim-

mungsgrundlagen auch – strukturell nicht 

dazu angelegt, eine ständige Beteiligung 

der breiten Belegschaft im Betrieb sicher-

zustellen. Beschäftigte haben alle vier Jahre 

die Möglichkeit, die Zusammensetzung des 

Betriebsrats bzw. der Mitarbeitervertretung 

zu bestimmen. Wie das gewählte Gremium 

während der Legislaturperiode agiert, muss 

es lediglich bei Betriebs- bzw. Mitarbeiter-

versammlungen berichten. Es gibt keine 

gesetzlich verankerte Pflicht, zum Beispiel 

bei Forderungen über die Inhalte, die  

Verhandlung oder den Abschluss einer  

Betriebs- bzw. Dienstvereinbarung die- 

jenigen einzubeziehen oder gar um Legi-

timation zu bitten, deren Interessen man 

vertritt. Es gibt positive Beispiele, wo das 

geschieht, weil die betriebliche Interes-

senvertretung Anliegen gemeinsam mit 

den Beschäftigten entwickelt, sie offensiv 

gegenüber dem Arbeitgeber vertritt und 

einen demokratischen Anspruch mit ihrer 

Arbeit verbindet. Aber es ist vom jeweiligen 

Gremium abhängig, ob es das als notwen-

dig oder richtig erachtet und auf welche 

Weise es gegebenenfalls eine Beteiligung 

sicherstellt.

?

!
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Umbrüche in der Arbeitswelt  
erfordern wirksame Mitbestimmung

Ein Blick in die Vergangenheit zeigt, welch 

dramatische Auswirkungen technologischer 

Fortschritt und daraus folgende unterneh-

merische Entscheidungen auf Löhne und 

Arbeitsbedingungen Ende des 19. und An-

fang des 20. Jahrhunderts hatten. Eine der 

wohl wichtigsten historischen Entwicklun-

gen infolge der Industrialisierung war, dass 

Beschäftigte die Notwendigkeit erkannt 

haben, sich in Gewerkschaften zusam-

menzuschließen, um ihre Lage kollektiv zu 

verbessern. Sie forderten existenzsichernde 

Löhne und Arbeitsbedingungen, die nicht 

krank machen – und formulierten den An-

spruch, über ihre Arbeit mitzubestimmen. 

Darum geht es bis heute. 

Aktuell ist die Arbeit erneut im Umbruch 

begriffen. Die Rede ist von einer digitalen 

Revolution, deren Folgen für die meisten, 

auch die Dienstleistungsbereiche, noch 

nicht abschätzbar erscheinen.24 Gerade 

in einer solchen Situation hat die Mit-

bestimmung eine große Bedeutung und 

steht zugleich auf dem Prüfstand. Wenn 

hunderttausende Arbeitsplätze zur Disposi-

tion gestellt werden und gleichzeitig neue 

Branchen und Bedarfe entstehen, ist die 

Mitbestimmung gefragt. Andernfalls ent-

scheiden einige Wenige über Fragen, die 

das Schicksal von Vielen betreffen.

Mitbestimmung ist kein Begriff, der unwei-

gerlich das gleiche inhaltliche Verständnis 

hervorruft. Dahinter verbergen sich unter-

schiedlich ausgeprägte Rechte und Pflich-

ten für Beschäftigte, ihrer Interessenvertre-

tungen und der Arbeitgeber, je nachdem, 

welche Grundlage betrachtet wird. Aber 

im Kern geht es immer um die Wirksamkeit 

der Mitbestimmung auf folgenden drei 

Ebenen: Betrieb, Unternehmen und über- 

betriebliche Ebene,25 die Auswirkungen auf 

eine Branche bzw. die Gesellschaft haben. 

Anders als noch zu Beginn des 20. Jahrhun-

derts stehen uns heute Gesetze zur Verfü-

gung, die kollektive Mitbestimmung im Be-

trieb sowie Unternehmensmitbestimmung 

regeln und das Grundrecht begründen, sich 

in Gewerkschaften zu organisieren, aktiv 

zu sein, Tarifverträge zu verhandeln und 

durchzusetzen. 

Im Grundsatz gilt das analog für kirchliche 

Betriebe. Tarifverträge sind auch hier nichts 

Außergewöhnliches mehr. Es gibt in meh-

reren evangelischen Gliedkirchen sowohl 

im verfasst kirchlichen, als auch im diako-

nischen Bereich Tarifverträge mit ver.di, die 

für mehrere zehntausend Beschäftigte gel-

ten. Doch die Praxis der Kirchen und ihrer 

Wohlfahrtsverbände sowohl in Bezug auf 
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die kollektive Mitbestimmung im Betrieb als 

auch auf die Unternehmensmitbestimmung 

bleibt weit hinter dem weltlichen Standard 

zurück. Arbeitgeber von Diakonie und 

Caritas fusionieren, bilden große Konzerne, 

oft über die Grenzen der Gliedkirchen bzw. 

der Bistümer hinweg. Prozesse werden 

zentralisiert, Arbeitsabläufe verändert. 

Solche Entscheidungen werden oft von 

Vorständen oder Geschäftsführungen 

auf Holding-Ebene getroffen und haben 

Auswirkungen auf viele Belegschaften des 

betreffenden Konzerns. 

Im weltlichen Betriebsverfassungsrecht 

können in diesen Fällen Gesamtbetriebsräte 

und/oder Konzernbetriebsträte gebildet 

werden. Das Prinzip folgt einem einfachen 

Grundsatz: Auf der Ebene, auf der eine Ent-

scheidung getroffen wird, muss auch die 

Mitbestimmung der Beschäftigten abgesi-

chert sein. Im Mitarbeitervertretungsrecht 

der Kirchen ist das in ähnlicher Form mög-

lich. Die katholische MAVO sieht dafür eine 

so genannte erweiterte Gesamtmitarbeiter-

vertretung vor. Bis 2018 war ihre Bildung 

nur im Einvernehmen mit dem Arbeitgeber 

und nur unter bestimmten Voraussetzun-

gen möglich. Als Grundlage musste sogar 

eine Dienstvereinbarung über eine »erwei-

terte Gesamt-MAV« abgeschlossen werden. 

Im evangelischen Mitarbeitervertretungsge-

setz gibt es die Möglichkeit, für Konzerne 

eine »Gesamt-MAV im Dienststellenver-

bund« zu bilden. 

Doch was passiert, wenn die Mitarbeiter-

vertretungen, die die Gesamt-MAV zum 

Beispiel gemäß MVG.EKD bilden könnten, 

unter unterschiedliche gliedkirchliche 

MVG-Regelungen fallen? Es ergeben sich 

kirchenrechtliche Unklarheiten, da im 

föderalen System der evangelischen Kirche 

die jeweiligen Rechte der Gliedkirchen 

nebeneinander bestehen. Jede Gliedkirche 

darf ihre eigene Regelung schaffen. Statt-

dessen würde eine einheitliche Mitbestim-

mungsgrundlage, die unabhängig von der 

jeweiligen Gliedkirche oder bischöflichen 

Inkraftsetzung gilt, den heutigen Bedürfnis-

sen der Beschäftigten nach Mitbestimmung 

im Betrieb und im Unternehmen Rechnung 

tragen. Das spricht klar für die Anwendung 

des Betriebsverfassungsgesetzes in kirch- 

lichen Einrichtungen. 

Die Kirchengesetze zur Mitbestimmung 

sind nur unzureichend für Entwicklungen 

ausgelegt, wie wir sie heute unter den  

Einflüssen des so genannten Marktes  

erleben. Die Möglichkeit zur Bildung  

von Konzerninteressenvertretungen  
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ist in beiden kirchlichen Bereichen noch 

nicht lange vorhanden und unterliegt 

immer wieder Anpassungen. Das scheint 

ein Zeichen dafür zu sein, wie schwer man 

sich in den Kirchen noch damit tut, dass die 

kirchliche Wohlfahrt heute in erheblichen 

Teilen in Konzernstrukturen organisiert ist.  

Innerhalb des bestehenden Kirchenrechts 

Veränderungen im Sinne der Beschäftigten 

durchzusetzen, ist sehr mühsam und von 

wenig Erfolg gekrönt. Die Novellierungen 

bleiben bis heute weit hinter dem Notwen-

digen zurück. Ein ähnliches Bild zeigt sich 

in Bezug auf die Unternehmensmitbestim-

mung, so überhaupt die Rede von ihr sein 

kann. Unternehmen im Bereich der Kirchen 

unterliegen nicht den staatlichen Regeln zur 

Unternehmensmitbestimmung. Die katholi-

sche Kirche sieht diese (kirchen-)gesetzlich 

gar nicht vor. Auch in der evangelischen 

Kirche und ihrer Diakonie bestehen bislang 

keine feste Regeln zur Unternehmensmitbe-

stimmung. Seit Ende 2017 gibt es lediglich 

eine Empfehlung der Diakonischen Kon-

ferenz an die diakonischen Werke und die 

Gliedkirchen. Sie  

beinhaltet keine kon-

kreten Vorgaben und 

ist nicht verbindlich. Die 

diakonischen Werke 

können sie für ihre 

Mitgliedsunternehmen 

umsetzen bzw. anpas-

sen – sie müssen es aber 

nicht. 

Entsprechend dürftig ist der Umsetzungs-

stand. Der Bundeskonferenz der Gesamt-

ausschüsse und Arbeitsgemeinschaften  

der Mitarbeitervertretungen sind bislang 

nur wenige Unternehmen bekannt, in  

denen Aufsichtsräte unter Beteiligung  

von Beschäftigten gebildet wurden. Und 

auch diese unterscheiden sich in ihren 

Befugnissen und in der Repräsentation der 

Beschäftigten von weltlichen Aufsichts-

räten. Eine Unternehmensmitbestimmung,  

die auch nur ansatzweise vergleichbare 

Rechte und Beteiligung von Beschäftigten 

wie im privatrechtlichen Bereich vorsieht, 

ist nicht vorhanden. Das zeigt sehr deut-

lich, wie gering geschätzt, wie wenig 

gewollt Mitsprache, Mitgestaltung und die 

damit verbundenen Rechte von Beschäftig-

ten in kirchlichen Wohlfahrtsunternehmen 

sind. 

Ein fatales Signal, denn zeitgemäß wäre 

eine stärkere Einbindung der Beschäftigten. 

Sie sind die Expert*innen für gute Arbeits-

bedingungen, insbesondere im Zuge von 

Umbruchprozessen, wie sie heute infolge 

von Technologisierung, Digitalisierung und 

sich verändernden Arbeitsprozessen statt-

finden. Die Kirchen wären gut beraten, die 

Mitbestimmung ihrer Arbeitnehmer*innen 

nicht als Bremse, sondern als zentralen Be-

standteil für gesunde Arbeit und als wich-

tige Grundlage zur Erfüllung ihres Auftrags 

zu begreifen. Nicht nur in Sonntagsreden, 

sondern durch verbindliche Rechte ihrer 

Beschäftigten.
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Ein Mindestmaß Respekt:  
Umsetzung weltlicher Standards

Der ökonomische Druck im Gesund-

heits- und Sozialwesen, sich ausbreitende 

kommerzielle Anbieter und eine in vielen 

Bereichen stark verbesserungswürdige 

Finanzierung haben gravierende Aus- 

wirkungen auf Wohlfahrtsbetriebe. 

Kirchliche Einrichtungen sind davon nicht 

ausgenommen. Arbeitgeber reagieren mit 

betriebswirtschaftlichen Methoden, wie sie 

in den vergangenen 20 Jahren leider üblich 

wurden: Sie gründen Betriebsteile aus, um 

»Tarifflucht« in Bereichen wie Küche, Trans-

port oder Reinigung zu betreiben. Sie sen-

ken einzelvertraglich Löhne und verschlech-

tern Arbeitsbedingungen. Sie nutzen den 

Weg der Arbeitsrechtlichen Kommissionen 

und die mangelnde Durchsetzungsfähigkeit 

der Beschäftigten, um Lohnpolitik nach 

ihrem Gusto zu betreiben. Sie flexibilisieren 

die Arbeit einseitig nach betriebswirtschaft-

lichen Erfordernissen und bilden Konzerne 

mit mehreren tausend Beschäftigten. Das 

geschieht im Bereich der Diakonie eben-

so wie in der Caritas. Kurzum: Kirchliche 

Arbeitgeber agieren wie weltliche Arbeit- 

geber auf dem »Markt«.

Was folgt daraus? Dass die Beschäftigten 

kirchlicher Einrichtungen auch die Mög-

lichkeit haben müssen, wie Beschäftigte in 

weltlichen Unternehmen zu reagieren und 

zu gestalten. Es ist weder redlich noch zeit-

gemäß, dass kirchliche Wohlfahrtsunter-

nehmen ihren Sonderstatus im Arbeitsrecht 

und insbesondere in der Mitbestimmung 

theologisch zu begründen versuchen. Denn 

die Nachteile der (kirchen)gesetzlichen Mit-

bestimmung sind nicht zu leugnen – und 

erst recht nicht theologisch zu begründen. 

Die Kirchen und ihre Wohlfahrtsunterneh-

men könnten sich modern, zukunftsfähig 

und respektvoll ihren Arbeitnehmer*innen 

gegenüber aufstellen, indem sie das welt-

liche Arbeitsrecht anerkennen. Dazu zählt 

die Anwendung des Betriebsverfassungs-

gesetzes ebenso wie die Aufnahme von 

Tarifverhandlungen mit ver.di für all ihre 

Bereiche. Dazu gehört aber auch, dass sich 

die Kirchen an die allgemeinen gesetzlichen 

Regelungen halten – zum Beispiel an das 

Diskriminierungsverbot im Allgemeinen 

Gleichbehandlungsgesetz (AGG) und an das 

Arbeitszeitgesetz. 

Der staatliche Gesetzgeber hat in der 

Vergangenheit der Kirchenlobby viel zu oft 

nachgegeben, hat Sonder- oder Ausnah-

meregelungen für kirchliche Arbeitgeber in 

verschiedenen Gesetzen geschaffen. Das be-

deutet jedoch nicht, dass die Kirchen davon 

weiterhin konsequent Gebrauch machen 
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müssten, sie könnten es auch lassen. 

Natürlich ist auch der staatliche Gesetz- 

geber gefragt, denn er könnte damit auf-

hören, Sonderregelungen zugunsten der 

Kirchen – und zum Nachteil ihrer Beschäf-

tigten – zu beschließen. Beginnen könnte 

er zum Beispiel damit, die wichtige ver.di- 

Forderung nach einer wirksamen gesetz- 

lichen Mitbestimmung in kirchlichen Betrie-

ben umzusetzen – durch die Abschaffung 

des § 118 Abs. 2 BetrVG. Die Anwendung 

des Betriebsverfassungsgesetzes mindes-

tens in Betrieben der kirchlichen Wohl-

fahrtsverbände wäre eine bedeutsame und 

überfällige Verbesserung der Arbeitnehmer-

rechte in kirchlichen Betrieben.  

Wie überholt der in Europa einzigartige  

arbeitsrechtliche Sonderstatus der Kirchen 

in Deutschland ist, zeigen die jüngsten 

Urteile des Europäischen Gerichtshofs 

(EuGH) bzw. des Bundesarbeitsgerichts 

(BAG) aus den Jahren 201826 und 201927. 

Diese haben die Freiheit der Kirchen in 

ihren arbeitsrechtlichen Entscheidungen 

jeweils deutlich stärker begrenzt, als es 

das Bundesverfassungsgericht bis dahin 

jemals tat. Die Urteile bestätigten, dass die 

Kirchen Beschäftigte bzw. Bewerber*innen 

zu Unrecht diskriminiert haben und ihre 

Entscheidungen durch staatliche Gerichte 

überprüfbar sind. Die Kirchen sollten end-

lich anerkennen, dass beides vereinbar ist: 

Sie können ihre Identität bewahren, ohne 

arbeitsrechtliche Benachteiligungen für  

ihre Beschäftigten ausreizen, um unter-

nehmerische Ziele zu erreichen. Das würde 

ihnen gut zu Gesicht stehen. Es wäre ein 

klares Zeichen des Respekts gegenüber 

ihren Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mern. Und es würde sie ein Stück moder-

ner machen. 
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Die Broschüre steht ab Frühjahr 2020  

aktualisiert auf gesundheit-soziales.verdi.de 

zum Download bereit.

Kirchliche Mitbestimmung
im Vergleich

Betriebs- 
verfassungsgesetz  
(BetrVG)

Mitarbeiter- 
vertretungsgesetz 
Evangelische Kirche

Mitarbeiter- 
vertretungsordnung 
Katholische Kirche 

Die Broschüre vergleicht die Mitbestim-

mungsvorschriften nach dem Betriebsver- 

fassungsgesetz, dem Mitarbeitervertretungs-

gesetz der Evangelischen Kirche Deutsch-

lands und der katholischen Mitarbeiter-

vertretungsrahmenordnung. Sie gibt einen 

detaillierten Überblick der Unterschiede 

zwischen den Mitbestimmungsgrundlagen 

und beschreibt deren Auswirkungen in 

Bezug auf eine wirksame Mitbestimmung 

für die abhängig Beschäftigten durch die 

Interessenvertretungen. 
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